
Wenn´s drauf ankommt: 299.000 sind für 18 Millionen da 
Wir sichern die Daseinsvorsorge für rund 18 
Millionen Menschen in Nordrhein-Westf a-
len. Die rund 330 NRW-Krankenhäuser ha-
ben mit der neuen Krankenhausplanung in 
NRW gezeigt: Sie sind reformbereit, und 
sie sind reformfähig. Hier in NRW haben 
Teamgeist und das gemeinsame Ziel, eine 
qualitati v hochwerti ge und zukunft ssi-
chere Pati entenversorgung auf Basis von 
Leistungsgruppen und Bedarfsprognosen 
zu gewährleisten, diesen Prozess geprägt. 
Vertrauen im Umgang, Transparenz in den 
Entscheidungen: NRW kann beispielge-
bend für den Bund sein.

Aus Sicht der Krankenhäuser ist dies ein 
krasser Gegensatz zur Gesundheitspoliti k 
der Bundesregierung in den vergangenen 
drei Jahren: Es gab auf der Bundesebene 
bis heute keinen Dialog, die Krankenhaus-
reform wurde letztlich über die Köpfe 
der Prakti kerinnen und Prakti ker hinweg 
durchgesetzt. Und das ohne die Auswir-
kungen auf die Pati enti nnen und Pati en-
ten zu analysieren und der Öff entlichkeit 
transparent zu machen. Ohne Gehör blei-
ben bisher  die Krankenhäuser auch in ih-
rer historischen Defi zitkrise, ein noch im-
mer wachsendes Milliarden-Minus führt 
längst zu Einschränkungen für die Pati en-

ti nnen und Pati enten. Die krisenresiliente 
Daseinsvorsorge in NRW, in Deutschland 
ist gefährdet. 

Darum müssen wir reden. Darüber möch-
ten wir mit Ihnen sprechen.

Der große Unterschied: NRW hat gezeigt, 
dass eine moderne Krankenhausstruktur 
unbedingt den Blick für den Bedarf der 
Pati enti nnen und Pati enten in den Regio-
nen braucht. Das Gegenteil bringt aber die 
Krankenhausreform des Bundes: Sie ge-
fährdet durch praxisferne Vorgaben viele 
Krankenhäuser – besonders auf dem Land. 

Diese Krankenhausreform 

• schafft   keine Entökonomisierung,

• schafft   keine Entbürokrati sierung,

• schafft   keine Versorgungssicherheit,

• schafft   neue Bürokrati e.

Die nächste Bundesregierung muss 
schnell entscheidende Korrekturen 
vornehmen, damit die Krankenhäuser 
weiterhin verlässlich für die Pati enti nnen 
und Pati enten da sein können, wenn sie 
gebraucht werden.

Konkrete Forderungen der nord-
rhein-westf älischen Krankenhäuser

Den Krankenhäusern ist bewusst, dass 
die Vielzahl der Krisen die nächste 
Bundesregierung enorm fordern wird. 
Diese Krisen verlangen aber nach einer 
resilienten und verlässlichen Daseins-
vorsorge.  Nach der Bundestagswahl 
muss die kommende Bundesregierung 
darum schnell 

•     die seit drei Jahren anwachsende 
historische Defi zitkrise für die Kran-
kenhäuser beenden,

•     praxisferne und riskante Regelungen 
in der Krankenhausreform korrigie-
ren, 

•     eine an der Versorgung der Men-
schen orienti erte Krankenhausfi -
nanzierung schaff en.

Wichti g ist dabei ein Wechsel in der 
politi schen Kultur: Die Krankenhäuser 
erwarten, dass die politi schen Ent-
scheidungsträgerinnen und -träger im 
Bund ihnen endlich zuhören und sie 
ernst nehmen.

Positi onen zur Bundestagswahl 2025

Die nordrhein-westf älischen 
Krankenhäuser: 
Immer da, 
wenn es ernst wird



1.
Seit nunmehr drei Jahren erleben die Krankenhäuser eine his-
torische Defi zitkrise. Das bedeutet: Sie erhalten für die Ver-
sorgung der Pati enti nnen und Pati enten nicht die tatsächlichen 
Kosten vergütet. Die seit dem russischen Überfall auf die Ukraine 
zeitweise massiv gesti egene Infl ati on hat sich auf medizinische 
Güter, auf Energiekosten, die Verpfl egung und alle anderen Be-
reiche im Krankenhaus niedergeschlagen. Doch können die Klini-
ken ihre Preise nicht selbst anheben, sie sind auf ein gesetzliches 
System angewiesen. Es wäre deshalb Sache der Bundesregierung 
gewesen, die Rahmenbedingungen so anzupassen, dass die Kran-
kenkassen die tatsächlichen Kosten für die Behandlung ihrer Ver-
sicherten übernehmen. Weil die Ampel-Koaliti on diesen Schritt  
trotz vieler Auff orderungen – auch von allen 16 Bundesländern – 
stets verweigert hat, ist allein für die NRW-Krankenhäuser bisher 
ein Defi zit von rund drei Milliarden Euro aufgelaufen.

Diese Verluste haben die Reserven der Träger weitgehend aufge-
braucht. Viele Krankenhäuser stellen inzwischen die defi zitären 
Abteilungen zur Dispositi on, weil sie keinen Finanzpuff er mehr 
haben, um etwa die Geburtshilfe oder die Kinder- und Jugend-
medizin zu subventi onieren. Die unkontrollierte Erosion der Da-
seinsvorsorge hat damit längst begonnen, weil die Ampel-Koaliti -
on bewusst nicht gehandelt hat. Angesichts zunehmender Krisen 
ist das mehr als leichtsinnig. 

Mitt en in dieser historischen Defi zitkrise hat die Neuordnung der 
Krankenhauslandschaft  in NRW begonnen. Mit Sachverstand und 
vor allem einem Blick für die Versorgung der Pati enti nnen und 
Pati enten. Dieser Prozess darf nicht leichtf erti g gefährdet wer-
den. Verantwortungsvolle Politi k auf Bundesebene muss darum 
sicherstellen, dass die Daseinsvorsorge nicht weiter destabilisiert 
wird.

Fakten
•  Rund 90 Millionen Euro zahlen die NRW-Krankenhäuser jeden 

Monat ohne entsprechende Refi nanzierung, um die Pati en-
ti nnen und Pati enten zu versorgen. 

•   In drei Jahren Defi zitkrise ist das Minus auf drei Milliarden 
Euro angewachsen.

•  NRW hat mehr als 60 Prozent freigemeinnützige Träger, 
denen das Geld ausgeht. Die Kommunen als Träger müssen 
ihren Haushalt mit Millionen-Zahlungen belasten. Auch pri-
vate Krankenhäuser stehen unter Druck, und das Defi zit der 
Universitätskliniken steigt weiter.

•  In NRW haben CDU, SPD und Grüne einen Infl ati onsaus-
gleich gefordert und dazu eine Bundesratsiniti ati ve möglich 
gemacht. Darauf hat die bisherige Bundesregierung nicht 
reagiert.

•  Die Zahl der Klinik-Insolvenzen steigt, Krankenhäuser kürzen 
ihr Leistungsangebot, um wirtschaft lich überleben zu können.

Forderungen
•     Der neue Bundestag muss schnellstens eine Brückenfi nan-

zierung für die Krankenhäuser auf den Weg bringen, sonst 
droht ein schwerer Strukturbruch für die Krankenhausver-
sorgung.

•     Eine neue Bundesregierung muss die Krankenhäuser im 
Rahmen der Neustrukturierung langfristi g stabilisieren und 
immun gegen Krisen machen.

•     Krankenhäuser bieten nur Schutz in Krisen, wenn sie nicht 
Opfer von Krisen werden.

Defi zitkrise endlich beenden



Die Krankenhäuser erhalten für viele Behandlungen keine kos-
tendeckende Vergütung. Gerade notwendige Abteilungen wie 
Geburtshilfen, Kinder- und Jugendmedizin oder Palliati vmedizin 
sind oft  unterfi nanziert. Mit den Erlösen aus anderen Bereichen 
konnten diese Lücken bisher oft  geschlossen werden. Doch die-
se Spielräume hat die Defi zitkrise zunichte gemacht. Die Folge: 
Krankenhausträger müssen überlegen, wie lange sie noch de-
fi zitäre Abteilungen subventi onieren können. Plötzlich geht es 
darum, diese Bereiche einzuschränken oder zu schließen, weil 
die Behandlungen ein Minus bringen. Das widerspricht dem Ge-
danken der Daseinsvorsorge, die eine umfassende Versorgung 
der Pati enti nnen und Pati enten gewährleisten soll. Eine wirklich 
nachhalti ge Finanzierung der Krankenhäuser muss sich deshalb 
künft ig daran orienti eren, was bedarfsnotwendig ist.

Die Krankenhausreform der alten Bundesregierung ändert zwar 
das Finanzierungssystem, aber sie erfüllt diesen Anspruch nicht. 
Die Vorhaltevergütung sichert keine Versorgungsstrukturen un-
abhängig von der Fallzahl. Sie schafft   in Verbindung mit den neu 
eingeführten Mindestf allzahlen sogar neue Unsicherheiten ge-
rade für kleinere und ländliche Krankenhäuser. Und sie schafft   
neue Bürokrati e. Sie löst aber nicht die fi nanziellen Probleme. Ein 
wirkliches Vorhaltekostenkonzept müsste die Kliniken krisenfest 
machen: Daseinsvorsorge absichern, die wir vor Ort brauchen.  

Fakten
•  Defi zitäre Abteilungen werden nicht ausreichend fi nanziert. 

Der versteti gte Zuschlag für Geburtshilfe und kinder- und 
jugendmedizinische Abteilungen von 420 Millionen Euro 
mindert nur das Minus. Das Geld wurde vorher bei den 
Krankenhausbudgets gestrichen.

•     Krankenhausreform verteilt Budget nur um: Die Fallpau-
schalen werden aufgeteilt in Vorhaltepauschale und Behand-
lungspauschale. Beide bleiben fallzahlabhängig.

•    Krankenhäuser profi ti eren laut Gutachten von Vebeto1 nicht 
von der Reform. 

•   Vorhaltepauschale bleibt bei Pati entenzuwachs oder Pati -
entenverlusten von unter 20 Prozent unverändert. Folgen: 
Anreiz zum kontrollierten Leistungsabbau statt  Absicherung. 
Pati entenzuwachs ohne volle Vergütung befeuert Warte-
listen.

•  Verlust von Leistungsgruppen ohne Kompensati on destabili-
siert kleine Kliniken.

Forderungen
•    Ein reformiertes Finanzierungssystem muss den realen 

Versorgungsbedarf absichern. Leistungen wie Geburtshil-
fe oder Palliati vmedizin dürfen kein Zuschussbetrieb mehr 
sein.

•     Das unwirksame Konstrukt der Vorhaltepauschalen muss 
sofort ausgesetzt und grundlegend neu konzipiert wer-
den.

•     Übergangsweise kann das bestehende System von Zuschlä-
gen erweitert werden, um Versorgungsstrukturen abzusi-
chern.

•    Krankenhäuser brauchen als wichti ge Säule der Daseinsvor-
sorge schnellstens fi nanzielle Planungssicherheit.

Krankenhausfi nanzierung neu aufstellen
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Die Krankenhäuser wollen zukunft sfähige Rahmenbedingungen. 
Wir brauchen die Versorgung entlang von Leistungsgruppen (LG), 
Qualitätsstandards und Bedarf statt  nur nach Bett en, die NRW- 
Krankenhausplanung macht es vor. Die Krankenhausreform des 
Bundes folgt diesem Vorbild, aber überfordert die Krankenhäuser 
durch praxisuntaugliche Vorgaben. Die Folgen dieser Reform sind 
aber für Krankenhäuser, Bürgerinnen und Bürger oder Kommunen 
nicht transparent: ein Experiment mit der Daseinsvorsorge.

Was klar ist: Mindestf allzahlen je Leistungsgruppe als starre Grö-
ße, die ein Krankenhaus nicht unterschreiten darf, um auch im 
Folgejahr eine entsprechende Vorhaltevergütung zu erhalten, sind 
falsch. Bei Unterschreiten kann leicht die wirtschaft liche Basis 
eines Krankenhauses wegbrechen. Die Schließung einer Abteilung 
oder ganzen Klinik wären die Folge, die andere Häuser nicht auf-
fangen können. Vor allem Häuser der Grundversorgung sind be-
troff en. Diese Konsequenz werden die Menschen hautnah spüren, 
weil Versorgungslücken, weite Wege und Wartelisten entstehen.

Die verschärft en Vorgaben für Fachärzte kann kaum ein Krankenhaus 
erfüllen. Ein Beispiel: Das Krankenhausversorgungsverbesserungsge-
setz (KHVVG) fordert, dass ein Krankenhaus – zusätzlich zu drei Fach-
ärzti nnen/-ärzten für die LG Allgemeine Innere Medizin und Allge-
meine Chirurgie – drei weitere Fachärzti nnen/-ärzte für spezifi sche 
internisti sche und chirurgische LG vorhalten muss, die für maximal 
drei spezifi sche LG eingesetzt werden können. Für jede weitere spe-
zifi sche LG muss eine Vollzeitstelle geschaff en werden. Diese nicht 
wissenschaft lich begründete Regelung stößt an zwei Grenzen: Es 
fehlt grundsätzlich an Ärzti nnen und Ärzten. Die Krankenhäuser be-
kommen für den höheren Personalaufwand kein zusätzliches Geld. 
Kliniken werden so aus der Daseinsvorsorge gedrängt.

Ähnliche Eff ekte wird die geplante Umverteilung der unteren 
15 Prozent in der Onkochirurgie, der operati ven Therapie bei Krebs-

erkrankungen, zu Kliniken mit höheren Fallzahlen haben. Betroff ene 
Häuser verlieren erst die Fallpauschale und – bei der turnusmäßi-
gen Neuberechnung des Vorhaltebudgets – die Vorhaltepauschale 
für die umverteilten Fälle. Auch hier droht ein Verlust der wirt-
schaft lichen Basis. Dieser Mechanismus greift  ohne Rücksicht auf 
den regionalen Bedarf der Pati enti nnen und Pati enten.

Die praxisuntauglichen Vorgaben gefährden nicht nur die wirt-
schaft liche Grundlage der Krankenhäuser, sondern sind in dieser 
Form auch kein Ausdruck von Qualität. Ein eminent wichti ger As-
pekt bleibt dabei unzureichend berücksichti gt: die Möglichkeiten 
von regionalen, medizinisch sinnvollen Kooperati onen zwischen 
den verschieden ausgerichteten Krankenhäusern zur Sicherstel-
lung einer guten Pati entenversorgung trotz Fachkräft emangels.

Forderungen
•   Das KHVVG muss schnellstens korrigiert werden.

•     Die Länder mit ihrer Kenntnis der regionalen Gesundheitsver-
sorgung müssen bei den Leistungsgruppendefi niti onen und 
Zuordnung der Fälle an die einzelnen Krankenhausstandorte 
in der Verantwortung bleiben.

•   Die Mindestf allzahlen je Leistungsgruppe sind zu streichen.

•     Die wissenschaft lich nicht begründeten Kappungen in der 
Onkochirurgie müssen gestoppt werden.

•     Die Vorgaben für Fachärzti nnen und -ärzte müssen sich 
stärker am tatsächlichen Personalbestand und am regionalen 
Bedarf der Pati enti nnen und Pati enten orienti eren, notwen-
dige Neueinstellungen fi nanziell unterfütt ert sein. 

•     Kooperati onen zwischen den Krankenhäusern müssen durch 
die Länder ermöglicht werden können.

Krankenhausreform praxisgerecht nachbessern

3.



4.
Eine Pfl egefachperson verbringt nach Zahlen des Deutschen 
Krankenhaus Insti tuts (DKI) im Schnitt  2,7 Stunden täglich 
damit, den gesetzlichen Nachweis- und Dokumentati ons-
pfl ichten nachzukommen. Wertvolle Zeit, die für den Dienst an 
der Pati enti n oder dem Pati enten fehlt. Zu den bürokrati schen 
Dauerbrennern zählen die Qualitätssicherung, der Personalein-
satz, das Abrechnungs- und Prüfsystem, die Sankti onsregelun-
gen und das Entlassmanagement. Und es werden immer mehr 
kleinteilige Vorgaben, Dokumentati onsverpfl ichtungen und 
Kontrollen. Neuester Bürokrati e-Turbo der ehemaligen Ampel-
Koaliti on: 
Fachärzti nnen und Fachärzte müssen minutengenau und nach-
prüfb ar festhalten, wieviel Arbeitszeit sie für welche Leistungs-
gruppe eingesetzt haben. 

Forderungen
•     Kleinteilige Vorgaben, Dokumentati onsverpfl ichtungen und 

Kontrollen müssen durch intelligente Anreizsysteme und 
realisti sche Zielvorgaben ersetzt werden.

•     Die von Misstrauen geprägte Politi k der zentralstaatlichen 
Überregulierung hat sich nicht bewährt. Notwendig ist ein 
komplett es Umdenken beim Thema Regulierung und Büro-
krati e.

•     Alle Dokumentati ons- und Nachweisverpfl ichtungen, die 
den Krankenhäusern in den vergangenen Jahren ohne jeg-
lichen Mehrwert auferlegt wurden, müssen konsequent 
abgeschafft   werden. 

Bürokrati e konsequent abbauen

Ambulanti sierung voranbringen

Eine zunehmende ambulante Versorgung der Pati enti nnen und 
Pati enten in den niedergelassenen Praxen und ebenso in den 
Krankenhäusern ist ein Schlüssel für die moderne und zukunft s-
sichere Gesundheitsversorgung. Doch gerade da, wo auch infolge 
des kalten Strukturwandels kleine Kliniken und Grundversorger 
geschlossen werden, bestehen kaum Alternati ven zu einer sol-
chen sektorenübergreifenden Versorgung. In Gebieten, in denen 
die niedergelassenen Ärzti nnen und Ärzte die fachärztliche Ver-
sorgung nicht mehr sicherstellen können, müssen Krankenhäuser 
unterfütt ert durch fi nanzielle Anreize diese Aufgaben überneh-
men können. Dafür ist eine konsequente ambulante Öff nung der 
Krankenhäuser für diesen Bereich notwendig. Zur Umsetzung 
brauchen die Länder die Zuständigkeit für die dauerhaft e ambu-
lante Aufgabenzuweisung und müssen damit die Verantwortung

für eine sektorenübergeifende Planung erhalten. Nur so kann die 
Versorgung der Pati enti nnen und Pati enten Hand in Hand gehen.

Forderungen
•      Die Krankenhäuser müssen konsequent für ambulante 

Leistungen geöff net werden.

•     Länder müssen für die sektorenübergreifende Versorgungs-
planung verantwortlich sein.

•     Die Versorgung mit Hybrid-DRGs (spezielle sektorengleiche 
Vergütung nach § 115f SGB V) muss mit adäquaten fi nan-
ziellen Anreizen ausgestatt et werden, um die bestehenden 
ambulanten Potenziale schnell realisieren zu können.

55.



„Die kommende Bundesregierung muss nach der Wahl die Krankenhausreform 
schleunigst überarbeiten. Und noch bevor eine neue Koalition steht, brauchen 
die Krankenhäuser dringend eine Brückenfinanzierung, damit die Daseinsvor-
sorge durch die Krankenhäuser stabilisiert wird. Hier stehen Strukturen auf dem 
Spiel, die wir gemeinsam – Politik und Krankenhäuser zusammen – in einem 
geplanten Prozess verändern wollen und müssen. Jetzt stehen viele Kliniken vor 
der Frage, ob sie im nächsten Jahr überhaupt noch da sind, ob sie die Versorgung 
auch im neuen Jahr noch gewährleisten können. Wichtig ist ein Wechsel in der 
politischen Kultur: Die Krankenhäuser erwarten, dass die politischen Entschei-
dungsträgerinnen und -träger im Bund ihnen endlich zuhören und sie ernst 
nehmen. Dass ein Bundesgesundheitsminister gegen alle Beteiligten im Gesund-
heitswesen und ihre Expertise arbeitet, darf sich nicht wiederholen. Der Prozess 
der gemeinsam mit allen Beteiligten entwickelten NRW-Krankenhausplanung hat 
eins gelehrt: Ernsthafter Dialog sollte immer der Normalfall sein.“

Wir sind Daseinsvorsorge

INGO MORELL
Präsident der Krankenhausgesellschaft 
Nordrhein-Westfalen 

KGNW – Stimme der Krankenhäuser in Nordrhein-
Westfalen
Die Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen e.V. 
(KGNW) ist der Zusammenschluss der Krankenhaus-
träger und ihrer Spitzenverbände im größten Bun-
desland und vertritt die Interessen von rund 
330 Krankenhäusern gegenüber der Politik, 
den Kostenträgern und der Öffentlich-
keit. In der KGNW-Geschäftsstelle wid-
met sich ein interdisziplinär aufgestell-
tes Team von Spezialisten den zentralen 
krankenhausrelevanten Themen.

Die KGNW als Krankenhausgesellschaft 
des bevölkerungsreichsten Bundes-
landes bildet zusammen mit den 
15 anderen Landeskrankenhaus-
gesellschaften und den kommu-
nalen Spitzenverbänden, den 
Spitzenverbänden der freien 
Wohlfahrtspflege und der Privat-
krankenanstalten die Deutsche 
Krankenhausgesellschaft (DKG) als 
Bundesverband der Krankenhaus- 
träger.

Wir für NRW. 24/7 da und nah
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